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Deutschlands Innenminister im LW-Interview

„Es gibt keine Koalitions- und keine Kanzlerkrise“
De Maizière: „Swift-Abkommen dient europäischer und amerikanischer Sicher heit gleichermaßen“

I N T E R V I E W :  A D Y  R I C H A R D

Der deutsche Innenminister Thomas
de Maizière sieht schwere Zeiten für
die Autorität in der Gesellschaft
kommen. Dabei sei Autorität heute
wichtiger als früher. Eine Berliner
Koalitions- oder Kanzlerkrise gebe
es hingegen nicht. Die Finalitätsde-
batte will de Maizière in eine Subsi-
diaritätsdebatte umwandeln. Und in
Sachen Swift sieht der Schäuble-
Nachfolger sowohl einen Mehrwert
für Amerika als auch für Europa.

■ Herr Minister, Deutschland, Europa,
selbst das politische Berlin wurden
überrascht vom Rücktritt des deut-
schen Bundespräsidenten Horst Köh-
ler. Sehen Sie diesen Rücktritt auch
im Prisma einer generellen Krise der
Autorität in der Gesellschaft?

Wenn die oberste politische Autori-
tät eines Landes zurücktritt, dann
stellt sich die Frage nach dem „Wa-
rum“. Und die möchte ich aus Res-
pekt vor Herrn Köhler jetzt nicht
weiter beantworten. Aber umso
wichtiger ist es, schnell wieder eine
Autorität zu gewinnen, die für ganz
Deutschland sprechen kann.

■ Und darüber hinaus?

Es gibt daneben auch kritische Fra-
gen an andere Autoritäten: ich
denke etwa an die Kirchen und
auch an andere, wichtige Institutio-
nen. Es ist in einer pluralistischen
Gesellschaft schwieriger als früher,
mit „auctoritas“, also allein mit dem
Ansehen und durch die Kraft des

Wortes so zu wirken, dass es eine
Gesellschaft zusammenhält. Das ist
eine wichtige Aufgabe. Und sie ist
in Deutschland wichtiger als noch
vor einigen Jahren.

■ „Merkel sucht das Glück“ schreibt
der „Spiegel“. Beobachter sprechen
nach dem Köhler- und dem Koch-
Rücktritt gar von einer Krise der Ko-
alition oder der Kanzlerin. Sehen Sie
als Merkel-Vertrauter eine solche
Krise auch?

Nein! Es gibt keine Koalitions- und
keine Kanzlerkrise. Es gibt aller-
dings schwierige Aufgaben. Ein
Teil davon war vorhersehbar: Ich
denke an die Haushaltskonsolidie-
rung. Ein anderer Teil war nicht
vorhersehbar: Hier ist vor allem die
Euro- und Finanzkrise zu nennen.
Eine Regierung kann nicht davon
ausgehen, dass sie nur in guten
Zeiten regieren kann. Sie muss sich
auch in schwierigen Zeiten bewäh-
ren. Und das wird sie auch tun.

■ Ein zentraler Punkt bei den Beratun-
gen der Innen- und Justizminister
gestern und heute auf Kirchberg ist
die Sicherheit in ihren verschiedens-
ten Dimensionen. Dabei geht es im-
mer auch um die sogenannte Souve-
ränitätsfrage. Um das, was man im
Deutschen als Hoheitsfragen bezeich-
net. Wird diese Souveränität in der
Europäischen Union nicht zunehmend
durch die Sicherheitspolitik zerfasert?

Sie sprechen hier die sogenannte
Finalitätsfrage der Europäischen
Union an. Ist das, was wir tun der

Weg zu einem europäischen Bun-
desstaat, zu einem Staatenbund
oder ist es noch etwas anderes? Das
Bundesverfassungsgericht hat in
seinem Urteil zum Vertrag von Lis-
sabon gesagt, dass der Weg hin zu
einem europäischen Bundesstaat
mit der deutschen Verfassung nicht
vereinbar ist. Deshalb ist aus deut-
scher Sicht diese Finalitätsdebatte
beendet. Gleichwohl ist aber auch
das deutsche Grundgesetz integra-
tionsfreundlich und auch auf Inte-
gration angelegt.

■ Und welches Kriterium wenden Sie
dabei an?

Für uns ist das entscheidende Krite-
rium der europäische Mehrwert.
Wenn etwas in Europa besser ge-
macht werden kann als in den Na-
tionalstaaten, dann soll es in
Europa gemacht werden. Wenn es
aber nicht besser gemacht werden
kann in Europa, dann sollte Europa
auch die Finger davon lassen. Man
kann das auch Subsidiarität nennen.
Das ist, so glaube ich, ein Weg, der
in die Zukunft führt.

■ Welchen europäischen Mehrwert
sehen Sie denn in der umstrittenen
Swift-Regelung?

Der Mehrwert eines Swift-Abkom-
mens, das auch die Grundrechte
wahrt, ist eine Übersicht über die
Finanzierung des internationalen
Terrors. Ein solches Abkommen
dient der europäischen und der
amerikanischen Sicherheit glei-
chermaßen.

Beim Fußball vertragskonform
Luxemburg jedoch mehrfach im Visier der EU-Kommission

Brüssel. Die EU-Kommission hat
das Vertragsverletzungsverfahren
gegen Luxemburg wegen Quoten
für ausländische Fußballer einge-
stellt. Laut der Mitteilung der Kom-
mission verletzten die mittlerweile
geänderten Regeln des Luxembur-
ger Fußballverbandes die EU-Be-
stimmungen über den freien Perso-
nenverkehr nicht mehr, die eine
Diskriminierung aufgrund der Na-
tionalität verbieten. Das Verfahren
gegen Luxemburg begann im Juli
2004. Damals galt die Regel, dass
mindestens sieben Spieler Luxem-
burger sein bzw. ihre erste Spielli-
zenz in Luxemburg erhalten haben
müssen. Später wurde die Anforde-
rung auf vier Spieler reduziert.
Nach Gesprächen mit der EU-Kom-
mission einigte man sich darauf, die
Verpflichtung, Luxemburger zu
sein, fallen zu lassen. Bezüglich der
Regel über die erste Lizenz konnten
die Luxemburger Behörden bewei-
sen, dass sie in der Praxis die Be-
schäftigung von ausländischen
Spielern nicht einschränkt und des-
halb keine Angehörigen von ande-
ren EU-Staaten diskriminiert. Zu-
dem erklärten die Luxemburger Be-
hörden, dass die Regel mit der Erst-
lizenz nur vorübergehend wirkt,
weil der Status eines Transferspie-
lers nur für ein Jahr gültig ist. 

Die EU-Vorschriften über den
freien Personenverkehr schreiben

vor, dass alle EU-Bürger das Recht
haben, in jedem anderen EU-Land
zu arbeiten. Dabei dürfen sie gegen-
über den Einheimischen nicht dis-
kriminiert werden. Dies gilt auch
für den Sport und wurde vom Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) im
bekannten Fall Bosman bestätigt. 

Neben der Schließung eines Ver-
fahrens hat die EU-Kommission
gestern auch zwei Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Luxemburg
vor den EuGH gebracht und in
einem weiteren Fall Luxemburg zu
einer Stellungnahme aufgefordert.
Weil Luxemburg zwei Jahre und
acht Monate nach Ablauf der Um-
setzungsfrist die Richtlinie über die
Vorratsspeicherung von Daten
noch immer nicht vollständig um-
gesetzt hat, hat die EU-Kommission
den Europäischen Gerichtshof an-
gerufen. Die EU-Kommission zieht
ferner Luxemburg zusammen mit
weiteren fünf Ländern vor den Ge-
richtshof, weil sie EU-Umweltvor-
schriften nicht in nationales Recht
umgesetzt haben. Dabei geht es um
die 1997 erlassene Richtlinie zur
Schaffung einer Geodateninfrastruk-
tur. Schließlich erhält Luxemburg
von der Kommission einen Rüffel,
weil sie die Vorschriften zur Öff-
nung des Marktes für den grenz-
überschreitenden Personenverkehr
auf der Schiene nicht umgesetzt
hat.  (mtr)
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EU-Innen- und Justizminister auf Kirchberg

Werteverteidigung und Toleranz
Halsdorf: Swift schnell und sicher unter Dach und Fach bringen 

VON ADY RICHARD 

Die Innen- und Justizminister der EU
wollen gemeinsam mit den USA ver-
stärkt gegen Terror vorgehen. Bis
Sommer soll das Swiftabkommen
stehen. Der Datenaustausch soll
über die EU-Europol abgewickelt
werden. Streit gab es in Sachen SIS
II, das sich voraussichtlich bis 2013
verzögert.

Leadership verbreitet der spani-
sche Innenminister Alfredo Perez
Rubalcaba nicht: „Es läuft alles
recht gut“, so seine laue mittägliche
Zwischenbilanz gestern beim Tref-
fen der EU-Innen- und Justizminis-
ter auf Kirchberg. Auch die für
Innenpolitik zuständige schwedi-
sche Kommissarin Cecilia Malm-
ström spricht eher von Ausschuss-
dokumenten, Herbststrategien und
„unendlichen SIS-II-Geschichten“.

Vor allem aus Deutschland ha-
gelte es Kostenkritik am Schenge-
ner Informationssystem SIS II, bei
dem es etwa um den Austausch von
Fingerdaten geht. „Doch das Sys-
tem ist zu weit fortgeschritten, um
es jetzt sterben zu lassen“, so In-
nenminister Jean-Marie Halsdorf.
SIS II soll erst 2013 statt 2007 funk-
tionsfähig sein. Mit explodierenden
Kosten. 

SIS II: Kostenkritik aus Berlin 

Ferner will sich Europa – an der
Seite Amerikas – verstärkt gegen
Terrorismus, eine der „größten Be-
drohungen des internationalen Frie-
dens und der Sicherheit“, engagie-
ren. „Verteidigung und Toleranz“
resümiert Perez Rubalcaba die Stra-

tegie. „Die Verteidigung unserer
westlichen Werte bedeutet nicht,
dass wir intolerant gegenüber isla-
mischen Ländern sein wollen. Im
Gegenteil“, so der ehemalige sozia-
listische Parteistratege. Europa
habe dabei auch eine Verantwor-
tung bei der Schließung des US-Ge-
fangenencamps in Guantánamo Bay
auf Kuba zu übernehmen. Wie diese
Verantwortung länderspezifisch
und konkret aussehen soll, werde
jedoch noch „überprüft“. 

Beratungen über Swift-Abkommen

Apropos Terror: Beim Mittagessen
berieten die Minister auch über das
umstrittene und zurzeit vom Euro-
paparlament ausgesetzte Swift-Ab-
kommen mit Washington. Swift
steht für „Society for Worldwide
Interbank Financial Telecommuni-
cation“ (Swift). Ziel der Kontrolle
von gebündelten Überweisungsda-
ten ist eine Offenlegung der Finanz-
ströme des internationalen Terrors.
Einig waren sich die Minister, dass
man Swift schnell voranbringen
will. „Bis zum Sommer brauchen
wir einen Konsens mit Washing-
ton“, fordert Innenminister Jean-
Marie Halsdorf. 

Dabei sei es wichtig, dass der
Datenaustausch über eine europäi-
sche Agentur – zurzeit wird hier an
die europäische Polizeibehörde in
Den Haag Europol gedacht – laufe.
Und auch die Datensicherheit
müsse gewährleistet sein. Für den
deutschen Innenminister Thomas
de Maizière bietet Swift sowohl für
Amerika als auch für Europa einen
„sicherheitspolitischen Mehrwert,
der die Grundrechte respektiert“.

Europaabgeordnete und Daten-
schutzaktivisten fordern hingegen
strengere Auflagen. 

Ein klareres Bild der Terrorbe-
drohung, eine bessere Überwa-
chung der Bewegungen von Terro-
risten sowie die Herstellung einer
Verbindung zwischen innerer und
äußerer Sicherheit fordert dann An-
ti-Terror-Koordinator Gilles de
Kerchove d'Ousselghem. Am Mor-
gen hatte de Maizière bereits eine
„konkrete Terrorbedrohung“ Euro-
pas bestätigt. Auch wenn man diese
nicht immer in den Vordergrund
stellen solle. Weiteres Topthema
auf Kirchberg war die Drogenpro-
blematik. Europa will hier die Her-
oin- und Kokain-Routen etwa in
Westafrika oder auf dem Balkan
„zerschlagen“ und gegen die Dro-
genkriminalität „ankämpfen“. Auch
hier soll Europol eine gewichtige
Rolle zukommen. 

„Konkrete Terrorbedrohung“

Eine allgemeine Sicherheitsdebatte
stand ebenfalls auf der Tagesord-
nung der Minister. Halsdorf fordert
in diesem Zusammenhang auch die
Berücksichtigung der Sicherheitsri-
siken des Alltags – etwa beim Zivil-
schutz –, die Einbeziehung der zu-
nehmenden Cyberkriminalität so-
wie generell eine „antizipative Si-
cherheitsstrategie“. Am Nachmittag
wurde Luxemburg dann von Minis-
ter Nicolas Schmit vertreten. Heute
Freitag diskutieren die Justiz- und
Innenminister vor allem über die
Vereinfachung grenzüberschreiten-
der Scheidungen. Dann übernimmt
Justizminister François Biltgen auf
Kirchberg. 

Krise der Autorität 
Juncker und de Maizière beim CDU-CSU-Freundeskreis

Thomas de
Maizière mit
Jean-Claude
Juncker. 
(FOTO: MICHEL
BRUMAT)

Luxemburg. „Ein Politiker muss
überall schlafen, schnell essen und
auch im Auto arbeiten können“, so
ein scherzhafter Thomas de Mai-
zière gestern beim Arbeitsfrüh-
stück mit dem CDU-CSU-Freun-
deskreis in Luxemburg. Auch Pre-
mier Jean-Claude Juncker, Ministe-
rin Octavie Modert und der deut-
sche Botschafter in Luxemburg,
Hubertus von Morr, verfolgten den
Vortrag des deutschen Innenminis-
ters. De Maizière sprach von einer
„ernsten Lage“ in Deutschland und
in Europa. Kritisch beleuchtete der
CDU-Mann den „Hupe“ um die
Popsängerin Lena oder um „das
Knie von Ballack“: „Eigentlich ist
dies alles nur Ablenkung von einer
Krise der Autorität in unserer Ge-

sellschaft“. So sei auch eine Zu-
nahme der Intensität von Gewalt in
der Gesellschaft oder das Problem
eines „gezielten Komasaufens“, das
dem Minister eigentlich mehr Sor-
gen macht als die harte Drogenpro-
blematik, zu sehen. 

Geopolitisch müsse sich
Deutschland seiner Mittellage und
somit auch seiner Verantwortung
in Europa immer bewusst sein.
„Deshalb versuchen wir auch kon-
struktiv mitzuverhandeln – etwa
bei einer klugen Migrationssteue-
rung. Nach der Wiedervereinigung
nehme Berlin seine nationalen Inte-
ressen „kraftvoller“ wahr. Auch
weiterhin werde man Widerspruch
gegen eine Erhöhung der Nettozah-
lungen einlegen. (ari)
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Unglücksort in St. Pölten. (FOTO: AP)

Estland soll Euro bekommen
Die EU-Finanzminister halten Est-
land für Euro-tauglich. Die Res-
sortchefs wollen daher an diesem
Dienstag in Luxemburg grünes
Licht für den Beitritt des Balti-
kums-Staat in die Eurozone geben.

Obama erneut in Ölpest-Region
USA-Präsident Barack Obama
wird heute Freitag erneut in die
von der Ölpest betroffenen Region
am Golf von Mexiko reisen. Er
will in Louisiana die Fortschritte
im Kampf gegen die schwerste Öl-
katastrophe in der US-Geschichte
begutachten. Es ist die dritte Reise
des Präsidenten ins Krisengebiet.

Zypern-Gespräche abgebrochen
Die Gespräche zur Überwindung
der Teilung Zyperns sind am Don-
nerstag überraschend in eine kri-
tische Phase geraten. Das zweite
Treffen des neuen türkisch-zy-
priotischen Volksgruppenführers,
Dervis Eroglu, mit dem zyprio-
tischen Präsidenten und Vertreter
der griechischen Zyprioten, Dimi-
tris Christofias, wurde nach nur 15
Minuten abgebrochen. 

Hausexplosion in Österreich
Nach der verheerenden Gasexplo-
sion in einem Einfamilienhaus im
niederösterreichischen St. Pölten

sind am Donnerstag zwei Men-
schen tot aus den Trümmern ge-
borgen worden. Drei weitere wer-
den noch vermisst. Die Bergungs-
arbeiten sollen auch in der Nacht
fortgesetzt werden. Rund 400
Feuerwehrleute waren im Einsatz.

Glücksspiel-Monopol bestätigt
Lotto und Internetwetten können
in den EU-Staaten einzelnen An-
bietern vorbehalten bleiben. Der
Europäische Gerichtshof (EuGH)
entschied am Donnerstag in Lu-
xemburg, entsprechende Glücks-
spielmonopole in den EU-Staaten
seien kein Verstoß gegen die in
der Europäischen Union geltende
Dienstleistungsfreiheit.

Neue Streiks in Griechenland
In Griechenland sind am Donners-
tag für 24 Stunden die Journalis-
ten in den Streik getreten. Im Ra-
dio und Fernsehen gab es seit dem
Morgen keine Nachrichten mehr.
Zudem wird es heute Freitag
keine Zeitungen geben. An der
Aktion beteiligen sich auch Bus-
und U-Bahnfahrer in Athen und
der Hafenstadt Thessaloniki. Nur
eine Bahnlinie zum Flughafen und
den Vororten Athens fuhr.

Schiff aus Piratenhand befreit
Bei einer Befreiungsaktion auf
einem von somalischen Piraten
gekaperten Frachtschiff ist der pa-
kistanische Kapitän ums Leben ge-
kommen. Zudem wurde ein Mit-
glied der 24-köpfigen Besatzung
verletzt, als Einsatzkräfte aus der
halbautonomen somalischen Re-
gion Puntland die verschleppte
MV QSM Dubai stürmten.
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Zwischenbilanz gestern beim Tref-
fen der EU-Innen- und Justizminis-
ter auf Kirchberg. Auch die für
Innenpolitik zuständige schwedi-
sche Kommissarin Cecilia Malm-
ström spricht eher von Ausschuss-
dokumenten, Herbststrategien und
„unendlichen SIS-II-Geschichten“.

Vor allem aus Deutschland ha-
gelte es Kostenkritik am Schenge-
ner Informationssystem SIS II, bei
dem es etwa um den Austausch von
Fingerdaten geht. „Doch das Sys-
tem ist zu weit fortgeschritten, um
es jetzt sterben zu lassen“, so In-
nenminister Jean-Marie Halsdorf.
SIS II soll erst 2013 statt 2007 funk-
tionsfähig sein. Mit explodierenden
Kosten. 

SIS II: Kostenkritik aus Berlin 

Ferner will sich Europa – an der
Seite Amerikas – verstärkt gegen
Terrorismus, eine der „größten Be-
drohungen des internationalen Frie-
dens und der Sicherheit“, engagie-
ren. „Verteidigung und Toleranz“
resümiert Perez Rubalcaba die Stra-

tegie. „Die Verteidigung unserer
westlichen Werte bedeutet nicht,
dass wir intolerant gegenüber isla-
mischen Ländern sein wollen. Im
Gegenteil“, so der ehemalige sozia-
listische Parteistratege. Europa
habe dabei auch eine Verantwor-
tung bei der Schließung des US-Ge-
fangenencamps in Guantánamo Bay
auf Kuba zu übernehmen. Wie diese
Verantwortung länderspezifisch
und konkret aussehen soll, werde
jedoch noch „überprüft“. 

Beratungen über Swift-Abkommen

Apropos Terror: Beim Mittagessen
berieten die Minister auch über das
umstrittene und zurzeit vom Euro-
paparlament ausgesetzte Swift-Ab-
kommen mit Washington. Swift
steht für „Society for Worldwide
Interbank Financial Telecommuni-
cation“ (Swift). Ziel der Kontrolle
von gebündelten Überweisungsda-
ten ist eine Offenlegung der Finanz-
ströme des internationalen Terrors.
Einig waren sich die Minister, dass
man Swift schnell voranbringen
will. „Bis zum Sommer brauchen
wir einen Konsens mit Washing-
ton“, fordert Innenminister Jean-
Marie Halsdorf. 

Dabei sei es wichtig, dass der
Datenaustausch über eine europäi-
sche Agentur – zurzeit wird hier an
die europäische Polizeibehörde in
Den Haag Europol gedacht – laufe.
Und auch die Datensicherheit
müsse gewährleistet sein. Für den
deutschen Innenminister Thomas
de Maizière bietet Swift sowohl für
Amerika als auch für Europa einen
„sicherheitspolitischen Mehrwert,
der die Grundrechte respektiert“.

Europaabgeordnete und Daten-
schutzaktivisten fordern hingegen
strengere Auflagen. 

Ein klareres Bild der Terrorbe-
drohung, eine bessere Überwa-
chung der Bewegungen von Terro-
risten sowie die Herstellung einer
Verbindung zwischen innerer und
äußerer Sicherheit fordert dann An-
ti-Terror-Koordinator Gilles de
Kerchove d'Ousselghem. Am Mor-
gen hatte de Maizière bereits eine
„konkrete Terrorbedrohung“ Euro-
pas bestätigt. Auch wenn man diese
nicht immer in den Vordergrund
stellen solle. Weiteres Topthema
auf Kirchberg war die Drogenpro-
blematik. Europa will hier die Her-
oin- und Kokain-Routen etwa in
Westafrika oder auf dem Balkan
„zerschlagen“ und gegen die Dro-
genkriminalität „ankämpfen“. Auch
hier soll Europol eine gewichtige
Rolle zukommen. 

„Konkrete Terrorbedrohung“

Eine allgemeine Sicherheitsdebatte
stand ebenfalls auf der Tagesord-
nung der Minister. Halsdorf fordert
in diesem Zusammenhang auch die
Berücksichtigung der Sicherheitsri-
siken des Alltags – etwa beim Zivil-
schutz –, die Einbeziehung der zu-
nehmenden Cyberkriminalität so-
wie generell eine „antizipative Si-
cherheitsstrategie“. Am Nachmittag
wurde Luxemburg dann von Minis-
ter Nicolas Schmit vertreten. Heute
Freitag diskutieren die Justiz- und
Innenminister vor allem über die
Vereinfachung grenzüberschreiten-
der Scheidungen. Dann übernimmt
Justizminister François Biltgen auf
Kirchberg. 

Krise der Autorität 
Juncker und de Maizière beim CDU-CSU-Freundeskreis

Thomas de
Maizière mit
Jean-Claude
Juncker. 
(FOTO: MICHEL
BRUMAT)

Luxemburg. „Ein Politiker muss
überall schlafen, schnell essen und
auch im Auto arbeiten können“, so
ein scherzhafter Thomas de Mai-
zière gestern beim Arbeitsfrüh-
stück mit dem CDU-CSU-Freun-
deskreis in Luxemburg. Auch Pre-
mier Jean-Claude Juncker, Ministe-
rin Octavie Modert und der deut-
sche Botschafter in Luxemburg,
Hubertus von Morr, verfolgten den
Vortrag des deutschen Innenminis-
ters. De Maizière sprach von einer
„ernsten Lage“ in Deutschland und
in Europa. Kritisch beleuchtete der
CDU-Mann den „Hupe“ um die
Popsängerin Lena oder um „das
Knie von Ballack“: „Eigentlich ist
dies alles nur Ablenkung von einer
Krise der Autorität in unserer Ge-

sellschaft“. So sei auch eine Zu-
nahme der Intensität von Gewalt in
der Gesellschaft oder das Problem
eines „gezielten Komasaufens“, das
dem Minister eigentlich mehr Sor-
gen macht als die harte Drogenpro-
blematik, zu sehen. 

Geopolitisch müsse sich
Deutschland seiner Mittellage und
somit auch seiner Verantwortung
in Europa immer bewusst sein.
„Deshalb versuchen wir auch kon-
struktiv mitzuverhandeln – etwa
bei einer klugen Migrationssteue-
rung. Nach der Wiedervereinigung
nehme Berlin seine nationalen Inte-
ressen „kraftvoller“ wahr. Auch
weiterhin werde man Widerspruch
gegen eine Erhöhung der Nettozah-
lungen einlegen. (ari)
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Unglücksort in St. Pölten. (FOTO: AP)

Estland soll Euro bekommen
Die EU-Finanzminister halten Est-
land für Euro-tauglich. Die Res-
sortchefs wollen daher an diesem
Dienstag in Luxemburg grünes
Licht für den Beitritt des Balti-
kums-Staat in die Eurozone geben.

Obama erneut in Ölpest-Region
USA-Präsident Barack Obama
wird heute Freitag erneut in die
von der Ölpest betroffenen Region
am Golf von Mexiko reisen. Er
will in Louisiana die Fortschritte
im Kampf gegen die schwerste Öl-
katastrophe in der US-Geschichte
begutachten. Es ist die dritte Reise
des Präsidenten ins Krisengebiet.

Zypern-Gespräche abgebrochen
Die Gespräche zur Überwindung
der Teilung Zyperns sind am Don-
nerstag überraschend in eine kri-
tische Phase geraten. Das zweite
Treffen des neuen türkisch-zy-
priotischen Volksgruppenführers,
Dervis Eroglu, mit dem zyprio-
tischen Präsidenten und Vertreter
der griechischen Zyprioten, Dimi-
tris Christofias, wurde nach nur 15
Minuten abgebrochen. 

Hausexplosion in Österreich
Nach der verheerenden Gasexplo-
sion in einem Einfamilienhaus im
niederösterreichischen St. Pölten

sind am Donnerstag zwei Men-
schen tot aus den Trümmern ge-
borgen worden. Drei weitere wer-
den noch vermisst. Die Bergungs-
arbeiten sollen auch in der Nacht
fortgesetzt werden. Rund 400
Feuerwehrleute waren im Einsatz.

Glücksspiel-Monopol bestätigt
Lotto und Internetwetten können
in den EU-Staaten einzelnen An-
bietern vorbehalten bleiben. Der
Europäische Gerichtshof (EuGH)
entschied am Donnerstag in Lu-
xemburg, entsprechende Glücks-
spielmonopole in den EU-Staaten
seien kein Verstoß gegen die in
der Europäischen Union geltende
Dienstleistungsfreiheit.

Neue Streiks in Griechenland
In Griechenland sind am Donners-
tag für 24 Stunden die Journalis-
ten in den Streik getreten. Im Ra-
dio und Fernsehen gab es seit dem
Morgen keine Nachrichten mehr.
Zudem wird es heute Freitag
keine Zeitungen geben. An der
Aktion beteiligen sich auch Bus-
und U-Bahnfahrer in Athen und
der Hafenstadt Thessaloniki. Nur
eine Bahnlinie zum Flughafen und
den Vororten Athens fuhr.

Schiff aus Piratenhand befreit
Bei einer Befreiungsaktion auf
einem von somalischen Piraten
gekaperten Frachtschiff ist der pa-
kistanische Kapitän ums Leben ge-
kommen. Zudem wurde ein Mit-
glied der 24-köpfigen Besatzung
verletzt, als Einsatzkräfte aus der
halbautonomen somalischen Re-
gion Puntland die verschleppte
MV QSM Dubai stürmten.
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